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Drucksache IV/ 731 


Der Bundesminister für Wirtschaft 

II C 4 70 99 25 


Bonn, den 8. November 1962 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. ; Förderung der deutschen Filmwirtschaft 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
“ Drucksache IV/675 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich namens der Bundesregie- 
rung wie folgt; 

Zu 1. 

Die Bundesregierung hat in ihrem Bericht vom 25. April 1962 
bereits darauf hingewiesen, daß ihr eine Verstärkung des 
Filmexports und Maßnahmen zur Erleichterung der Finanzie- 
rung von Filmproduktionen angezeigt erscheinen. Auf diese 
beiden Gebiete haben sich in letzter Zeit insbesondere die 
Bemühungen der Bundesregierung erstreckt. Die Export-Union, 
die im wesentlichen Träger der Exportbemühungen des deut- 
schen Films ist, wurde unterstützt diirdr Bereitstellung von 
mehr als doppelt so hohen Mitteln als in den vorhergehen- 
den Jahren. Außerdem wurden organisatorische Maßnahmen 
zum Ausbau der Export-Union angeregt. Die Gespräche über 
eine Erleichterung der Filmfinanzierung, die mit den Ländern 
und den in den einzelnen Ländern bestehenden Instituten für 
die Filmfinanzierung geführt werden mußten, nähern sich dem 
Abschluß. Bis zum Ende des Jahres sind Klärungen zu erwarten. 

Die Ausschüttung von Prämien für den überdurchschnittlichen 
Film wurde und wird fortgesetzt. 

Zu 2. 

Grundsätzlich hält die Bundesregierung es für möglich, finan- 
zielle Hilfsmaßnahmen für den deutschen Film gesetzlich zu 
regeln. 

Die Filmwirtschaft hat dem Bundesminister für Wirtschaft 
einen Selbsthilfeplan zugeleitet und angefragt, ob ein solcher 
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Plan mit einer kartellrechtlidien Genehmigung rechnen könnte. 
Diese Anfrage ist beschleunigt bearbeitet worden. In einer Be- 
sprechung Ende Oktober 1962 haben Verbände der Filmwirt- 
schaft jedoch erklärt, daß sie erneut überprüfen wollten, ob 
der Selbsthilfeplan in der vorgelegten Form noch als geeig- 
netes Mittel für eine Unterstützung der deutschen Filmpro- 
duktion in Betracht kommt. 

Zu 3. 

Bei dem Verleih von deutschen und ausländischen Filmen be- 
stehen im allgemeinen keine untersdhedlichen Methoden, die 
zu einer starken Wettbewerbsverzerrung zugunsten der aus- 
ländisdien und zum Nachteil der deutschen Filmproduktion 
geführt haben. Bei Filmmieten und Zahlungszielen bestehen 
keine grundsätzlichen Unterschiede zwischen deutschen und 
ausländischen Filmen. Durch das Angebot von Einzelfilmen 
aus dem Ausland im Gegensatz zu dem Angebot deutscher 
Filme im Blockverfahren können im Einzelfall kleine Diffe- 
renzen in den Vermietungssätzen entstehen. Beanstandungen 
dieser Differenzen sind von der Filmwirtschaft bisher nicht 
an die Bundesregierung herangetragen worden. Abweichungen 
von den üblichen Verleihsätzen entstehen bei dem Angebot 
von Großfilmen, erklären sich aber hier aus der Länge der 
Vorführungszeit solcher Filme. Da die Bundesregierung auf 
diesem Gebiet Wettbewerbsverzerrungen bisher nicht hat fest- 
stellen können, besteht kein Anlaß zu besonderen Maßnahmen. 

In Vertretung 

Westrick 
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